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Die Verfassungsbeschwerde gegen den ESM 

Bedeutung und Erfordernis vor dem Hintergrund aktueller 

politischer Entwicklungen 

 

von Karolin Herrmann 
 

Im Frühjahr 2011 einigten sich die Staats- und Regierungschefs der Eurozone auf die Einfüh-

rung eines dauerhaften Krisenfonds. Der Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM) sollte 

zunächst erst Mitte 2013 in Kraft treten. Anfang Dezember 2011 beschlossen die EU-

Regierungschefs auf einem Krisengipfel in Brüssel aber, den ESM um ein Jahr vorzuziehen. 

Das Kreditvolumen des ESM soll 500 Milliarden Euro betragen. Um dieses bereitstellen zu 

können, soll der ESM über eine Kapitalbasis von 700 Milliarden Euro, bestehend aus Bürg-

schaften in Höhe von 620 Milliarden Euro und einer Bareinlage in Höhe von 80 Milliarden Eu-

ro, verfügen. Das Haftungspotenzial des deutschen Steuerzahlers errechnet sich nach dem 

deutschen Kapitalanteil an der Europäischen Zentralbank (EZB). Dieser entspricht 27,1 Pro-

zent. Für die Bareinlage haftet Deutschland daher mit rund 22 Milliarden Euro und für die 

Bürgschaften mit rund 168 Milliarden Euro. Daraus ergibt sich ein Gesamthaftungspotenzial 

für den ESM in Höhe von 190 Milliarden Euro. Der ESM ist eine durch einen völkerrechtli-

chen Vertrag begründete internationale Finanzinstitution mit Sitz in Luxemburg. Nach der Un-

terzeichnung des Vertrags über den europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM-Vertrag) am 

2. Februar 2012 durch die Euro-Mitgliedstaaten steht die Ratifizierung durch die Mitgliedstaa-

ten an. Am 29. Juni 2012 stimmten Bundestag und Bundesrat mit einer Zweidrittelmehrheit 

dem dauerhaften Rettungsfonds zu. Abgestimmt wurde über die Version des ESM-Vertrags, 

die im Februar 2012 unterzeichnet wurde.  

 

Beschlüsse des EU-Gipfels am 28./29.06.2012 

Änderungen, die auf dem EU-Gipfel am 28. und 29. Juni durch die Eurostaaten beschlossen 

wurden, sind noch nicht enthalten. Zu den wichtigsten Gipfelbeschlüssen gehört die Absicht, 

für die Banken der Eurozone – unter Einbeziehung der EZB – einen zentralen Aufsichtsme-

chanismus zu errichten. Dabei soll auf Art. 127 VI AEUV zurückgegriffen werden, der die 

Übertragung von Aufsichtsaufgaben auf die EZB erlaubt. Dies sollte schon daher kritisch hin-

terfragt werden, da die EZB damit noch stärker als bisher in Interessenkonflikte zwischen 

Bankenaufsicht und Geldpolitik geraten könnte. Damit würde die Glaubwürdigkeit der eigent-

lich unabhängigen EZB weiter sinken. Nach Etablierung dieser Bankenaufsicht soll der ESM 

die Möglichkeit haben, Banken direkt zu rekapitalisieren. ESM und der vorläufige Europäische 

Finanzstabilisierungsfonds (EFSF) sollen zudem mit der Kompetenz ausgestattet werden, 

Staatsanleihen von Eurostaaten auch ohne strenge Troika-Auflagen ankaufen zu können. Es 

reicht, wenn sich die Schuldenländer an das mit der EU-Kommission vereinbarte Sanierungs-

programm halten, zusätzliche Sparprogramme und vierteljährliche Kontrollen wären dann 

nicht mehr nötig. Damit werden EFSF und ESM zu einer „Bad-Bank“ der Schuldenstaaten.  

Zudem bekräftigten die Vertreter der Eurozone, dass Spanien Finanzhilfen für seinen ange-

schlagenen Bankensektor erhält. Diese sollen zunächst durch den EFSF bereitgestellt und spä-

ter auf den ESM übertragen werden, ohne dass dieser den Status der Vorrangigkeit erhält. Da-

mit übernimmt der ESM das Ausfallrisiko für mögliche Zahlungsausfälle. Als wären die Haf- N
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tungsrisiken für den deutschen Steuerzahler nicht schon hoch genug, haben sich die europäi-

schen Staats- und Regierungschefs noch auf einen „Pakt für Wachstum und Beschäftigung“ 

geeinigt. Dieser umfasst 120 Milliarden Euro. Davon sollen 55 Milliarden Euro aus bislang 

ungenutzten Mitteln der EU-Strukturfonds fließen, 4,5 Milliarden aus Projektbonds verwendet 

werden und die Darlehenskapazität der Europäischen Investitionsbank (EIB) um 60 Milliar-

den Euro erhöht werden. Um dies zu gewährleisten, soll das eingezahlte Kapital der EIB um 

10 Milliarden Euro erhöht werden. Das Kapital der EIB wird von den 27 EU-Mitgliedstaaten 

gehalten. Deutschland ist mit 16,2 Prozent an diesem beteiligt. Damit beträgt der deutsche 

Anteil 1,6 Milliarden Euro. Die Beschlüsse des EU-Gipfels sind damit in Gänze auf den 

Schultern der Steuerzahler ausgetragen worden.  

 

Ratifizierung durch die BRD 

Als völkerrechtlicher Vertrag bedarf der ESM nach Art. 59 II GG in Deutschland eines inner-

staatlichen Zustimmungsgesetzes. Nach Absegnung durch Bundestag und Bundesrat erfordert 

die endgültige Ratifizierung darüber hinaus noch die Unterschrift des Bundespräsidenten und 

eine Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt. Auf Bitten des Bundesverfassungsgerichts kün-

digte Joachim Gauck an, das Gesetz erst zu unterzeichnen, nachdem dieses die Eilanträge der 

ESM-Gegner geprüft hätte. Daher konnte der ESM nicht am 1. Juli 2012 in Kraft treten. Über 

die Eilanträge soll am 10. Juli 2012 verhandelt werden. Unmittelbar nachdem Bundestag und 

Bundesrat dem ESM zugestimmt hatten, ging beim Bundesverfassungsgericht eine Reihe von 

Verfassungsbeschwerden ein. Davon wurden sechs vom Bundesverfassungsgericht zugelas-

sen. Eine wurde vom Verein „Mehr Demokratie“ und dem Bund der Steuerzahler initiiert. Die 

Beschwerdeführer dieser Verfassungsbeschwerde werden von der früheren Justizministerin 

Däubler-Gmelin und dem Leipziger Staatsrechtler Christoph Degenhart vertreten. Der Ver-

fassungsbeschwerde haben sich mittlerweile über 21.000 Bürger angeschlossen.
1
  

 

Beschwerdegegenstand und -begründung 

Mit der Beschwerdeschrift ist ein Eilantrag verbunden, der die Ratifizierung erst einmal stop-

pen soll. Gerügt wird, dass die Zustimmungsgesetze zum ESM,
2
 das Zustimmungsgesetz zur 

Änderung des Art. 136 AEUV
3
 und das Zustimmungsgesetz zum Fiskalvertrag

4
 die Rechte 

aus Art. 38 I GG (Wahlrecht)
5
 in Verbindung mit Art. 20 I und II GG (Demokratieprinzip) 

und Art. 79 III GG (Ewigkeitsklausel) verletzen. Nach dem Demokratieprinzip muss das staat-

liche Handeln durch den Willen des Volkes legitimiert sein. Mit der Zustimmung des Deut-

schen Bundestags zum ESM entäußere sich dieser in einer dem Demokratieprinzip zuwider-

laufenden Weise seiner Haushaltsautonomie, insbesondere seiner zukünftigen Entscheidungs- 

und Gestaltungsmöglichkeiten. Das grundrechtsgleiche Recht des 38 I GG sei vor allem dann 

                                                 
1
  Zu den Beschwerdeführern gehören Dr. Karl Heinz Däke, Reiner Holznagel und Bernhard Zentgraf. Dr. Däke 

ist Ehrenpräsident des Bundes der Steuerzahler, Reiner Holznagel Präsident des Bundes der Steuerzahler und 

Vorsitzender des Vorstands des Karl-Bräuer-Instituts des Bundes der Steuerzahler, Bernhard Zentgraf ist Vi-

zepräsident des Bundes der Steuerzahler (Aktenzeichen2 BvR 1438/12). 
2
  Zustimmungsgesetz zum Vertrag vom 2. Februar 2012 zur Errichtung des Europäischen Stabilitätsmechanis-

mus vom 29.06.2012, BT-Drs. 17/9045 und Gesetz zur finanziellen Beteiligung am Europäischen Stabili-

tätsmechanismus (ESM-Finanzierungsgesetz; ESMFinG) vom 29. Juni 2012, BT-Drs. 17/9048 und 17/9667. 
3
  Zustimmungsgesetz zum Beschluss des Europäischen Rates vom 25. März 2011 zur Änderung des Artikels 

136 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union hinsichtlich eines Stabilitätsmechanismus für 

die Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, vom 29.06.2012, BT-Drs. 17/9047. 
4
  Zustimmungsgesetz zum Vertrag vom 2. März 2012 über Stabilität, Koordinierung in der Wirtschafts- und 

Währungsunion vom 29.06.2012, BT-Drs. 17/9046 und 17/9667. 
5
  Nach Art. 93 I Nr. 4a GG ist das Wahlrecht ein grundrechtsgleiches Recht, weswegen eine Verfassungsbe-

schwerde möglich ist, obgleich keine Grundrechte betroffen sind. 
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verletzt, wenn sich der Bundestag seiner parlamentarischen Haushaltsverantwortung dadurch 

entziehe, dass er oder zukünftige Bundestage das Budgetrecht nicht mehr in eigener Verant-

wortung ausüben könnten. Das Budgetrecht wird auch als „Königsrecht des Parlaments“ be-

zeichnet. Damit ist das Parlament befugt, den Haushaltsplan verbindlich festzustellen. Der 

ESM führe zu einem Verstoß gegen das Budgetrecht, da er einen Haftungsautomatismus in 

Gang setze, dem sich auch spätere Generationen nicht entziehen könnten. So enthalte der 

ESM-Vertrag kein Kündigungsrecht, sehe die dauerhafte Einrichtung eines Krisenfonds vor 

und eröffne die Option einer Nachschusspflicht, falls andere Vertragsstaaten ihren Zahlungs-

verpflichtungen nicht nachkommen. Zudem soll die Höhe des Stammkapitals spätestens alle 

fünf Jahre überprüft werden. Es ist also damit zu rechnen, dass sich das deutsche Haftungspo-

tenzial noch deutlich erhöhen kann. Im Unterschied zur EZB darf der ESM auch auf dem Pri-

märmarkt Anleihen eines ESM-Mitglieds kaufen. Das Ausfallrisiko dieser Papiere tragen die 

Mitgliedstaaten. Dies verstärkt die Tendenz einer Vergemeinschaftung von Staatsschulden. 

Der ESM ist als Institution in der Weise organisiert, dass sämtliche Leitungs- und Entschei-

dungsgremien durch Regierungen bzw. Vertreter der Exekutive besetzt sind. Die Entschei-

dungen des ESM werden durch einen Gouverneursrat getroffen, der alle Befugnisse auf das 

Direktorium übertragen kann. Im Gouverneursrat sitzen die Regierungsmitglieder der ESM-

Vertragsstaaten mit Zuständigkeit für Finanzen. Jedes Mitglied des Gouverneursrats ernennt 

wiederum ein Mitglied und ein stellvertretendes Mitglied des Direktoriums. Die BRD ist mit 

dem Beitritt zum ESM Partei eines völkerrechtlichen Vertrags. Der deutsche Vertreter im 

Gouverneursrat kann verpflichtet werden, entgegen der Weisung des Bundestags zu entschei-

den. Sollte eine Situation eintreten, in der die Handlungsfähigkeit des ESM eingeschränkt ist 

und die Tragfähigkeit des ESM davon abhängt, dass Verluste ausgeglichen oder Nachschüsse 

geleistet werden, könnte sich der deutsche Regierungsvertreter einem Gruppenzwang ausge-

setzt sehen und entgegen den Weisungen des Bundestags entscheiden. Mit dem Beitritt zum 

ESM sind zudem hohe Risiken für den Bundeshaushalt verbunden. 

 

Haftungsrisiken 

Diese kommen zu den Haftungsrisiken, die der bisherigen Krisenpolitik geschuldet sind, noch 

hinzu. Dazu gehören das erste und zweite Griechenland-Rettungspaket. Das erste Griechen-

land-Rettungspaket umfasst ein Kreditvolumen von 110 Milliarden Euro. Von diesen werden 

30 Milliarden durch den IWF und 80 Milliarden Euro durch die Eurozone bereitgestellt. Über 

die Kapitalanteile
6
 an der EZB und dem IWF ergibt sich für den deutschen Steuerzahler ein 

Haftungspotenzial von 24,2 Milliarden Euro. Das zweite Griechenland-Rettungspaket wurde 

größtenteils aus EFSF-Mitteln finanziert. Da sich der IWF am zweiten Paket aber mit 28 Mil-

liarden Euro beteiligt, erhöht sich das Haftungspotenzial um den deutschen IWF-Anteil. 10 

der 28 Milliarden waren noch aus dem ersten Griechenland-Rettungspaket übrig. Das deut-

sche Haftungspotenzial steigt somit um 1,1 Milliarden Euro. Zu den Rettungsmaßnahmen ge-

hört auch der Euro-Rettungsschirm, der aus dem Europäischen Finanzstabilisierungsmecha-

nismus (EFSM), dem Europäischen Finanzstabilisierungsfonds (EFSF) und parallelen IWF-

Hilfen besteht. Dieser umfasst Kredite und Garantien im Umfang von 1,09 Billionen Euro. 

Über die deutschen Kapitalanteile am IWF, den Finanzierungsanteil am EU-Budget und den 

Kapitalanteil an der EZB ergibt sich ein zusätzliches Haftungspotenzial in Höhe von 237 Mil-

liarden Euro. Zu den Haftungsrisiken gehört darüber hinaus noch der Staatsanleihenkauf der 

EZB. Seit Mai 2010 hat die EZB Staatsanleihen hochverschuldeter Euro-Staaten im Umfang 

                                                 
6
  Siehe Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler, Unüberschaubare Haftung der europäischen Krisen-

politik, KBI kompakt Nummer 5, Berlin 2012. Diese Daten sind nicht ausdrücklich in der Verfassungsbe-

schwerde genannt und dienen der Untermauerung bisher eingegangener Risiken. 
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von 211 Milliarden Euro gekauft. Da Deutschland mit einer Quote von 27,1 Prozent am Kapi-

tal der EZB beteiligt ist, besteht ein potenzielles Haftungsrisiko, dass sich bei einer vollstän-

digen Abschreibung der Staatsanleihen auf 57 Milliarden Euro beziffern lässt. Hinzu kommen 

die Risiken aus dem Target2-System. Die Target-Verbindlichkeiten der griechischen Zentral-

bank gegenüber der EZB belaufen sich auf etwa 104 Milliarden Euro.
7
 Über den deutschen 

Kapitalanteil bei der EZB würde sich im Fall eines Griechenland-Austritts ein Haftungsrisiko 

in Höhe von 28 Milliarden Euro ergeben. Die Risiken aus dem Target2-System sind Austritts-

kosten eines Systemwechsels, die entstehen, weil die nationalen Notenbanken im Unterschied 

zum amerikanischen FED-System nicht zu einem Ausgleich der Target-Salden verpflichtet 

wurden. Würde die Währungsunion aufgelöst werden, bezöge sich das Haftungspotenzial des 

deutschen Steuerzahlers auf alle Target2-Verbindlichkeiten, gemessen am EZB-Kapitalanteil. 

Nachrichtlich betragen die Target-Verbindlichkeiten des EZB-Verrechnungssystems etwa 818 

Milliarden Euro. Daraus ergäbe sich ein deutsches Haftungspotenzial von etwa 222 Milliarden 

Euro. Tritt der ESM tatsächlich in Kraft, erhöhen sich die Haftungsrisiken des deutschen 

Steuerzahlers um 190 Milliarden Euro. Insgesamt belaufen sich die deutschen Haftungspoten-

ziale derzeit auf etwa 509 Milliarden Euro – Tendenz steigend. Die folgende Übersicht stellt 

diese Risiken zusammenfassend dar: 

Haftungspotenziale infolge der europäischen Krisenpolitik 

Krisenmaßnahme Kredite/Bürgschaften/ 

Anleihen in Mrd. EUR 

Deutscher Haftungsanteil 

in Mrd. Euro 

GRI-Rettungspaket I 110 24,2 

GRI-Rettungspaket II  18 1,1 

EFSF 780 211 

EFSM 60 11 

IWF 250 15 

EZB-Staatsanleihenkauf 211 57 

ESM 700 190 

Gesamt 2.129 509,3 

Nachrichtlich: Haftungsanteile 

aus offenen Target2-Salden 

Summe 

in Mrd. EUR 

Deutscher Anteil gemäß 

gegenw. EZB-Kapital-

anteil in Mrd. EUR 

Target2-Verbindlichkeiten der grie-

chischen Notenbank 

104 28 

Target2-Verbindlichkeiten des 

EZB-Verrechnungssystems
8
 

818 222 

                                                 
7
  Stand April 2012. 

8
  Diese Werte sind nachrichtlich. Siehe zum Beispiel o. V., Die Target2-Risiken, in: Handelsblatt Online vom 

08.06.2012, verfügbar unter: http://www.handelsblatt.com/politik/international/euro-krise-die-target-2-

forderungen/6724982-2.html [Stand: 06.07.2012]. 

http://www.handelsblatt.com/politik/international/euro-krise-die-target-2-forderungen/6724982-2.html
http://www.handelsblatt.com/politik/international/euro-krise-die-target-2-forderungen/6724982-2.html
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Bislang sollte der ESM den EFSF ablösen. Derzeit laufen beide Rettungsschirme aber parallel. 

Sollte dies entgegen der bisherigen Absichten so bleiben, bezöge sich die deutsche Haftung 

bei voller Ausschöpfung der Kreditvolumina auf 401 Milliarden Euro (211 zzgl. 190 Milliar-

den Euro). Ratifiziert Deutschland den ESM aber nicht endgültig, tritt dieser auch nicht in 

Kraft. Der ESM kann erst seine Arbeit aufnehmen, wenn 90 Prozent des Stammkapitals ge-

zeichnet sind. Da Deutschland 27 Prozent dieses Kapitals trägt, würde das erforderliche 

Stammkapital nicht erreicht werden. Im EFSF sind derzeit noch etwa 118 Milliarden Euro 

verfügbar. Dies wird kaum ausreichen, um die zukünftigen Rettungspakete an Zypern und 

Spanien zu finanzieren. Es bliebe zu hoffen, dass diese Notsituation die Politik zu einem 

Richtungswechsel veranlasst. Zukünftig sind aber noch weitere Haftungsrisiken in Sicht. Zum 

einen wurde auf dem EU-Gipfel der besagte „Pakt für Wachstum und Beschäftigung“ und 

damit eine Kapitalerhöhung der EIB beschlossen. Zum anderen haftet der deutsche Steuerzah-

ler aber auch für Forderungsverzichte und Abschreibungen von Staatsanleihen deutscher Fi-

nanzinstitute, die sich vollständig oder teilweise in Staatsbesitz befinden. Diese Risiken lassen 

sich derzeit nicht explizit beziffern, dürften aber im zweistelligen Milliardenbereich liegen. 

 

Erfordernis der Verfassungsbeschwerde 

In der Verfassungsbeschwerde wird daher zu Recht moniert, dass die Bundesrepublik im 

Rahmen des ESM zusätzliche Haftungsrisiken in einer Größenordnung eingeht, „die das Maß 

des verfassungsrechtlich Zulässigen überschreiten.“
9
 Diese dürften im Fall einer auch nur 

teilweisen Realisierung dazu führen, dass die Haushaltsautonomie des Bundestags dauerhaft 

eingeschränkt wäre. Der ESM-Vertrag sieht darüber hinaus eine Änderung des europäischen 

Primärrechts
10

 vor. Mit der Implementierung von Art. 136 III AEUV soll der „Bail-Out der 

Staatengemeinschaft“ rechtlich legitimiert werden. Damit kommt es zu einem Richtungs-

wechsel in der EU. Die Implementierung der Nichtbeistandsklausel (Art. 125 AEUV) wurde 

von deutscher Seite während der Vorverhandlungen zum Vertrag von Maastricht als Voraus-

setzung einer Euro-Einführung gefordert. Der geplante Richtungswechsel ist nur unzureichend 

demokratisch legitimiert. Der Argumentationslinie folgend, widerspräche auch der Fiskalpakt 

demokratischen Ansprüchen. Obgleich die Einführung nationaler Schuldenbremsen durchaus 

zu begrüßen ist, tangiert der Fiskalpakt mit der Einführung nationaler Schuldenbremsen und 

automatischer Sanktionen eine Materie, die im Primärrecht der EU zum Teil schon geregelt 

ist. Der Fiskalpakt entstand als zwischenstaatlicher Vertrag von 25 EU-Staaten
11

 außerhalb 

der demokratischen Legitimationsgrundlage des Unionrechts. Für eine Änderung der Unions-

verträge wäre Einstimmigkeit notwendig gewesen. Da diese nicht erreicht werden konnte, 

wurden die „schärferen“ Regeln in einen völkerrechtlichen Vertrag gegossen. 

 

Fazit 

Die bereits eingegangenen Verpflichtungen führen zu hohen Haftungsrisiken und können ge-

genüber dem Steuerzahler nicht mehr gerechtfertigt werden. Umso erstaunlicher ist es, dass 

Bundestag und Bundesrat die deutschen Zustimmungsgesetze zum ESM und Fiskalpakt ge-

nehmigt haben – zumal der  Bundestag damit seine eigenen Entscheidungs-, Gestaltungs- und 

Kontrollkompetenzen beschneidet. Die Verfassungsbeschwerde ist ein dringender und not-

                                                 
9
  Verfassungsbeschwerde vom 29.06.2012, S. 56. 

10
  Das Primärrecht ist das ranghöchste Recht der Europäischen Union. Zum Primärrecht gehören die Grün-

dungsverträge der Europäischen Union, die Verträge zu den Änderungen der Gründungsverträge, Zusatzver-

träge und Protokolle. 
11

  Tschechien und Großbritannien machen nicht mit. 
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wendiger Schritt, um der Vergemeinschaftung europäischer Staatsschulden auf dem Rücken 

deutscher Steuerzahler Einhalt zu gebieten. 
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